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Ein Triesenberg voller Achtzigjähriger 
Am vergangenen Samstag trafen sich 
im Vaduzer Rathaussaal rund 70 
Menschen im Alter zwischen 16 und 85 
Jahren, um über etwas zu sprechen, 
das wir alle kennen, aber ungern beim 
Namen nennen: die demografische 
Zeitenwende. Der zweite Generatio-
nendialog, organisiert vom Ministeri-
um für Gesellschaft und Justiz, dem 
Verein Jugendrat und der Stiftung 
Lebenswertes Liechtenstein, lieferte 
Zahlen, die sehr eindrücklich zeigen, 
warum wir dieses Thema dringend 
adressieren müssen. 

Einige dieser Zahlen präsentierte 
Thomas Lorenz von Zukunft.li: Er wies 
darauf hin, dass sich das Verhältnis 
zwischen jenen, die das System finan-
zieren, und jenen, die davon leben, 
deutlich verschieben wird. Heute 
kommen auf 100 Erwerbstätige  

66 Nichterwerbstätige – Kinder und 
Rentner zusammen. 2050 werden es 
84 sein. Während die Zahl der Kinder 
nicht wächst, steigt die Zahl der über 
80-Jährigen in den nächsten 25 Jahren 
stark an. So lebten Ende 2024 rund 
2200 Menschen über 80 in Liechten-
stein. Bis 2050 werden es gemäss 
Bevölkerungsszenario 4800 sein –  
ein Zuwachs von 2600 Personen. Das 
entspricht ziemlich genau der heutigen 
Einwohnerzahl von Triesenberg. 

Was dieser Zuwachs bedeutet,  
rechnete die LAK-Präsidentin Melanie  
Lampert-Steiger vor: 180 zusätzliche 
Pflegeplätze werden bis 2050 benö-
tigt, 900 neue Pflegefachkräfte müs-
sen gefunden, ausgebildet und gehal-
ten werden. Schon heute bleiben 
Betten leer, weil das Personal fehlt. 
Auch über die Finanzierung dieser 

Pflegeplätze müsse gesprochen wer-
den, betont sie. Denn die Heimplätze 
sind in Liechtenstein viel stärker von 
der öffentlichen Hand subventioniert 
als in unseren Nachbarländern. 

Tanja Kirn von der Universität Liech-
tenstein brachte einen Begriff mit, der 
nachhallte: Die demografische Divi-
dende sei aufgebraucht. Gemeint ist: 
Wir haben bereits alle stillen Reserven 
mobilisiert – mehr Frauen sind im 
Arbeitsmarkt, die Zahl der Frühpen-
sionisten ist bereits gesunken. Diese 
Hebel sind ausgereizt. 

Der Jugendrat machte deutlich:  
84 Prozent der Gymnasiasten stehen 
schon heute unter hohem Leistungs-
druck. Ihre Sorgen? Klimawandel, 
Lebenskosten – und die Renten. Noch 
sind sie sicher: Die AHV hat derzeit  

10 Jahresausgaben auf der Seite, wie 
AHV-Direktor Walter Kaufmann 
vorrechnete. Über 30 000 Renten 
zahlt sie monatlich aus, eine Zahl, die 
in den nächsten Jahren stark steigen 
wird. Zwar haben die vielen Grenzgän-
ger einen positiven Effekt auf das 
Rentensystem, dennoch machte 
Kaufmann deutlich: Wenn wir nicht 
bald handeln, werden die Reserven 
rasch in einen kritischen Bereich 
fallen. Daher plädierte er für eine 
Erhöhung des Rentenalters und der 
Beitragssätze. 

Auch wenn das Thema unbequem ist: 
Es führt kein Weg daran vorbei, sich 
den nüchternen Fakten zu stellen. Und 
zwar jetzt – nicht irgendwann, nicht 
erst die nächste Regierung, nicht die 
nächste Generation. Die Weichen, die 
wir heute stellen, entscheiden darüber, 

ob der Generationenvertrag hält oder 
ob er zur einseitigen Belastung für die 
jüngeren Generationen wird. 

Regierungsrat Emanuel Schädler 
nahm, wie er sagte, einen «bunten 
Strauss» an Themen mit. Jetzt braucht 
dieser Strauss Wasser: politischen 
Willen, Ressourcen und den Mut  
zu unpopulären Entscheiden.

Doris Quaderer, Projektleiterin  
Stiftung Lebenswertes Liechtenstein
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Der überforderte Staat 
Politische Stabilität ist eine Grundlage 
für nachhaltige wirtschaftliche Ent-
wicklung. Sie ist einer der Erfolgsfakto-
ren von Liechtenstein. Aber wie bei 
allem: Wenn ein Mass überschritten 
ist, kann eine positive Sache auch ins 
Gegenteil kippen. So hat der amerika-
nische Ökonom Mancur Olson 1982  
in seinem Buch «Aufstieg und Fall von 
Nationen» die Gefahren einer verkru-
steten Wirtschaft und Gesellschaft 
beschrieben. 

In einem stabilen Umfeld können sich 
Interessengruppen verstärkt organisie-
ren und Einfluss nehmen, sie setzen 
sich eigennützig für Regulierungen 
ein, sie errichten Hürden für den 
Markteintritt, und sie versuchen, sich 
Privilegien auf Kosten der Allgemein-
heit zu sichern. Politische Stabilität 
kann so in Trägheit umschlagen. 

Aber das trifft doch nicht auf Liechten-
stein zu! Oder doch? Das Land ist einer 
liberalen Wirtschaftsordnung ver-
pflichtet, in den vergangenen Jahren 
musste sich Liechtenstein immer 
wieder «neu erfinden», die exportori-
entierten Unternehmen stehen in 
einem internationalen Wettbewerb, 
der Staat hat keine Schulden. Die 

direktdemokratischen Instrumente 
tragen ausserdem dazu bei, dass die 
Stabilität – demokratisch geregelt – 
ständig herausgefordert wird. 

Dies mag alles stimmen. Gleichzeitig 
offenbart ein Blick in den Staatshaus-
halt ein Labyrinth an Ausgaben,  
Ansprüchen und Anordnungen. Eine 
Zahl macht dies deutlich: Sogenannte 

Beitragsleistungen dominieren mit 
rund 45 Prozent des betrieblichen 
Aufwands die staatlichen Ausgaben. 
Die Beitragsleistungen lassen sich grob 
in zwei Kategorien einteilen: Transfers 
für die soziale Umverteilung und 
Subventionen. 

Im Jahr 2024 beliefen sich die Trans-
fers und Subventionen auf 421 Millio-
nen Franken. Das sind knapp sechs 
Prozent der jährlichen Wirtschafts -
leistung. Und damit sind nur die 
direkten Beitragsleistungen gerechnet, 
bei denen es Geldflüsse gibt. Steuer -
erleichterungen oder Regulierungen 
sind nicht dabei. In den vergangenen  
25 Jahren sind diese staatlichen Ausga-
ben deutlich stärker gewachsen als die 
Wirtschaftstätigkeit und auch als die 
Bevölkerung. Für einen gesunden 
Finanzhaushalt ist es notwendig, diese 
Entwicklung der Ausgaben im Zaum 
zu halten. 

Ständig wachsende Staatseinnahmen 
und vor allem die hohen Erträge aus 
den Finanzanlagen des Landes lassen 
aber den Eindruck erwecken, dass 
knappe Kassen ein Ding der Unmög-
lichkeit sind. Im Land werden viele 
Probleme mit öffentlichen Geldern 

zugedeckt. Eine verantwortungsvolle 
Finanzpolitik kann sich aber nicht 
einfach darauf verlassen, dass die 
Einnahmen stets sprudeln werden. 

Offenbar ist schon wieder in Verges-
senheit geraten, dass die Landesrech-
nung vor gar nicht so langer Zeit rote 
Zahlen aufwies. Die Sanierungsphase 
mit drei Massnahmenpaketen auf der 
Ausgabenseite in den Jahren 2010, 
2012 und 2013 war einschneidend und 
langwierig. Seitdem steigen die Ausga-
ben wieder so, als ob nichts geschehen 
wäre. 

Verführerisch ist, dass Transfers und 
Subventionen für konzentrierte Vortei-
le bei bestimmten Bevölkerungsgrup-
pen, Unternehmen, Vereinen, Stiftun-
gen oder Genossenschaften sorgen, 
während die Kosten breit gestreut und 
damit wenig spürbar sind. Eine Analy-
se der Ausgaben zeigt indes, dass 
häufig die ursprünglichen Begründun-
gen nicht mehr gültig und die Systeme 
historisch gewachsen – oder vielmehr 
gewuchert – sind und dass die Ziele 
teilweise unklar, ungenau oder in 
manchen Fällen gar widersprüchlich 
zu anderen Subventionen sind. Um 
eine solche finanzpolitische Sklerose 

aufzubrechen, muss Transparenz bei 
den Beitragsleistungen und Leistungs-
vereinbarungen geschaffen werden, 
und es müssen regelmässig die Zielset-
zung, Notwendigkeit, Angemessen-
heit, Zielgenauigkeit und Effizienz von 
Transfers und Subventionen überprüft 
werden. Auch eine zeitliche Befristung 
ist eine gangbare Lösung. Dadurch 
wird der finanzpolitische Handlungs-
raum vorbeugend gewahrt und ein 
liberal geprägtes Staatsverständnis 
gefördert. 

Hinweis: Die nächste Studie von Zu-
kunft.li widmet sich den Beitragslei-
stungen. Dazu werden mehrere Trans-
fers und Subventionen genauer unter 
die Lupe genommen. 

«In Liechtenstein  
werden viele Probleme  

mit öffentlichen Geldern 
zugedeckt. Eine  

verantwortungsvolle  
Finanzpolitik kann sich 

aber nicht einfach darauf 
verlassen, dass die  
Einnahmen stets  

sprudeln werden.»

Gerald Hosp 
Geschäftsführer von Zukunft.li 
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